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Vorwort zur 2. Auflage 

Mit diesem Buch, welches ausschließlich die Vergütung von Sachverständigen 
zum Inhalt hat, möchte ich den Sachverständigen bei der Erstellung der Vergü-
tungsabrechnung für ihre außergerichtlichen und/oder gerichtlichen gutachter-
lichen Tätigkeiten, Mitarbeitern/Kostenbeamten der Anweisungsstellen/Ge-
schäftsstellen der Gerichte und Richtern in Festsetzungsverfahren bei der Bear-
beitung und Entscheidung über solche Vergütungsansprüche eine Hilfestellung 
bieten. 

Dabei habe ich mit der 2. Auflage dieses Buches – auf Anregung vieler Sachver-
ständiger – neben der Vergütung der gerichtlichen Tätigkeit eines Sachver-
ständigen nach dem JVEG, auch die Vergütung der außergerichtlichen Tätig-
keit eines Sachverständigen im Rahmen einer (werkvertraglichen) Vereinbarung 
über eine Sachverständigentätigkeit mit aufgenommen und umfänglich in einem 
separaten Teil des Buches besprochen. 

Dieses Buch basiert auch weiterhin auf der Basis der aktuellen Rechtsprechung 
und Fachliteratur und erneut habe ich mich in diesem Buch nicht beteiligt an 
Diskussion um die Frage ob das JVEG oder das BGB eine sinnvolle bzw. gelun-
gene und den Vorgaben der Beteiligten genügende oder gar entsprechende ge-
setzliche Regelung ist. Denn dies hilft – so meine unveränderte Einschätzung – 
den Zielgruppen meines Buches nicht in der alltäglichen Bewältigung der An-
wendung der Vergütungsregelungen des JVEG und des BGB. 

Die vorliegende 2. erweiterte und neu bearbeitete Auflage setzt die Darstellung 
der Fortentwicklung der Vergütungsregelungen nun für alle außergerichtlich 
und/oder gerichtlich tätigen Sachverständigen fort. 

 

Ostbevern-Brock, Februar 2010 Andreas Weglage 
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Vorwort 

Mit diesem Buch ausschließlich über die Vergütung von Sachverständigen 
wollen wir den Sachverständigen bei der Erstellung der Vergütungsabrechnung 
für ihre (gerichtlichen) gutachterlichen Tätigkeiten, Mitarbeitern/Kostenbeamten 
der Anweisungsstellen/Geschäftsstellen der Gerichte und Richtern in Festset-
zungsverfahren bei der Bearbeitung und Entscheidung über solche Vergütungs-
ansprüche eine Hilfestellung ermöglichen. 

Dabei haben wir uns bei der Kommentierung des neuen Justizvergütungs- und  
-entschädigungsgesetztes – JVEG, auch für eine kurze inhaltliche Darstellung 
des noch bis zum 30.06.2004 gültigen alten Gesetzes über die Entschädigung von 
Zeugen und Sachverständigen – ZSEG entschieden, um so dem zukünftigen 
Alltag mit der Anwendung des neuen JVEG in Abgrenzung zum alten ZSEG für 
alle Beteiligten transparenter zu machen. 

Bei der Kommentierung zur Anwendung des JVEG gibt es viel neues, aber man-
ches ist (wenn auch häufig nun unter einem anderen Paragrafen des JVEG zu 
finden) im Wesentlichen gleich geblieben. Daher basiert dieses Buch auf der 
Basis der (bisherigen) Rechtsprechung und gänzlich inhaltlich neue Regelungen 
der JVEG sind bei der Kommentierung durch uns möglichst unter Berücksichti-
gung dieser alten Rechtsprechung auch für diese neuen Regelungen entspre-
chend ausgelegt worden. 

Natürlich ist beim JVEG als Teil des Kostenrechtsmodernisierungsgesetzes, wie 
bei jeder grundlegenden gesetzlichen Neuerung bzw. Reform, eine endgültige 
Positionierung hinsichtlich der Anwendung einzelner Gesetzeswortlaute teil-
weise noch nicht möglich, denn vieles obliegt nun in den nächsten Jahren erst 
der Jurisprudenz im Detail auszulegen bzw. durch einen (längeren) Meinungs-
austausch aller Beteiligten als dann sog. herrschende Meinung bzw. ständige 
Rechtsprechung neu zu statuieren. Dort wo wir unscharfe gesetzliche Regelun-
gen oder zur Zeit durch die Gerichte (noch) nicht geklärte gesetzliche Regelun-
gen kommentieren, weisen wir deshalb auf den Stand der derzeitigen Diskus-
sionen hin bzw. nehmen selbst Stellung zu einer unseres Erachtens nach dem 
Gesetz möglichen und auch im Alltag der Beteiligten praktikablen Anwendung 
dieser Regelungen. 

Nicht beteiligt haben wir uns an der Diskussion um die Frage, ob das JVEG eine 
sinnvolle bzw. gelungene und den Vorgaben der Beteiligten genügende oder gar 
entsprechende gesetzliche Regelung ist. Dies hilft unsere Erachtens nämlich den 
Zielgruppen unseres Buches in der Bewältigung des für sie zukünftig zwingen-
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den Anwendungsalltags mit dem JVEG in keiner Weise. Gleichwohl haben auch 
wir häufig ausdrücklich die Erläuterungen zum gemeinsamen Gesetzentwurf 
aller Bundestagsfraktionen zum JVEG zitiert, um einerseits deutlich zu machen 
was der Gesetzgeber bzw. warum er dies mit den einzelnen Regelungen des 
JVEG zum Ziel hatte, andererseits was er damit zumindest verfolgen wollte oder 
geglaubt hat damit verfolgen zu können. 

Durch die Erfahrung im täglichen Umgang mit Sachverständigen im Rahmen 
der Führung einer bundesweit tätigen Baurechtskanzlei und zugleich durch die 
Geschäftsführung der DASV, der Deutschen Akademie für das Sachverständi-
genwesen OHG, hat Rechtsanwalt Andreas Weglage sowohl als Jurist wie auch 
als Referent und Schulungsleiter in der Aus- und Fortbildung von Sachverstän-
digen ein breites Erfahrungsspektrum hinsichtlich der inhaltlichen Ausgestal-
tung und Umsetzung von neuen (hier zwingend) erforderlichen Wissensgebie-
ten von Sachverständigen. Mit der Co-Autorin Frau Rechtsanwältin Iris Pawlic-
zek konnte er zudem eine erfahrene und sehr qualifizierte Referentin im Bereich 
des Sachverständigrechts, die zugleich als langjährige Mitarbeiterin eines der 
bundesweit renommiertesten Juristenausbildungsrepetitorien über umfangrei-
che juristische und didaktische Schulungserfahrung verfügt, für die Erarbeitung 
dieses Buches gewinnen. 

Mit der nun vorliegenden 1. Buchauflage über „Die Sachverständigenvergü-
tung“ möchten wir beginnen, sie zukünftig bei der Fortentwicklung des noch 
neuen JVEG und seiner Anwendung zu begleiten. 

 

Ostbevern-Brock, Dezember 2004 Andreas Weglage 

 Iris Pawliczek 
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Einführung 

Grundsätzlich erfolgt der Anspruch auf Vergütung für eine Sachverständigentä-
tigkeit außergerichtlich aufgrund einer konkreten vertraglichen Vergütungsver-
einbarung oder ohne eine ebensolche als sog. übliche Vergütung und bei einer 
gutachterlichen Tätigkeit für ein Gericht (Staatsanwaltschaft etc.) nach dem 
JVEG. Entsprechend umfangreiche Kenntnisse über die Art, den Umfang und 
die inhaltliche Ausgestaltung dieser verschiedenen Vergütungsmöglichkeiten (je 
nach Art der Beauftragung) sind für jede Art von Sachverständigen (öffentlich 
bestellt und vereidigt, zertifiziert nach DIN ISO/IEC 17024, amtlich anerkannt, 
staatlich anerkannt, verbandsangehörig oder frei etc.) als zwingend notwendige 
Kenntnisse für nicht „streitanfällige“ Abrechnungen sowohl den privaten Auf-
traggebern als auch den Kostenbeamten der Geschäftsstellen der Gerichte ge-
genüber dringend zu empfehlen.  

So wird in diesem Buch - und zwar ausschließlich für die Sachverständigenver-
gütung - sowohl der vertraglichen freien Vergütungsvereinbarung nach BGB, als 
auch der Vergütung nach dem aktuellen (bereits seit dem Erscheinen am 
01.07.2004 mehrfach geänderten) JVEG umfänglich Rechnung getragen. 

Bezüglich der freien Vergütungsvereinbarung sind dabei sowohl die Wirksam-
keit einer solchen Vereinbarung mit dem privaten Auftraggeber von Belang, wie 
auch die möglichen Arten von Vergütungsvereinbarungen oder ihre betragsmä-
ßige Höhe. Und auch die Problematik der zur Vergütungsvereinbarung alterna-
tiven Bestimmung der Üblichkeit der Vergütung wird mitberücksichtigt. 

Und es wird beim JVEG der aktuelle Sachstand der Anwendung der Regeln 
unter Einbeziehung wichtiger gerichtlicher Entscheidungen ebenso berücksich-
tigt, wie die Einarbeitung der bereits mit den Anhörungsrügengesetz, dem Jus-
tizkommunikationsgesetz und dem 2. Justizmodernisierungsgesetz erfolgten 
zahlreichen gesetzlichen Änderungen.  

In der Praxis alltäglicher Betrachtung aus der Sicht des Sachverständigen liegt 
oftmals der Unterschied der Anwendung der verschiedenen Vergütungsrege-
lungen letztlich „nur“ in der Höhe der Vergütungs- und Kostenentschädigungs-
sätze. Tatsächlich aber sind diese mit entsprechendem Wissen um die unter-
schiedlichen Vergütungsregelungen für die einzelnen Sachverständigentätigkei-
ten durchaus in den einzelnen Teilbereichen (sowohl bezüglich der Höhe als 
auch in der Summe der Vergütung) einem gewissen Gestaltungsspielraum – 
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auch durchaus mit beeinflusst vom Sachverständigen selbst – unterworfen, vor-
ausgesetzt er weiß um die Anwendung dieser komplexen Regelungen.  

Insgesamt setzt sich dieses Werk somit ausführlich sowohl mit der Vertragsver-
einbarung einer Sachverständigenvergütung im außergerichtlichen Tätigkeitsbe-
reich und mit der gesetzlichen Vergütung nach den Vergütungsregelungen des 
JVEG im gerichtlichen Tätigkeitsbereich auseinander, als auch mit den typischen 
Einzelproblemen, die üblicherweise in der Abrechnungspraxis in beiden Tätig-
keitsbereichen entstehen können.  

Dies geschieht dabei stets unter Berücksichtigung der aktuellen Rechtsspre-
chung und Fachliteratur und wird auch mit Hilfe einer Musterrechnung (auf der 
Grundlage des JVEG) für den Sachverständigen verdeutlicht. 
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Vorbemerkung 

Die außergerichtliche Tätigkeit eines Sachverständigen im Rahmen einer priva-
ten Vereinbarung mit einem privaten, gewerblichen oder auch öffentlich-
rechtlichen Auftraggeber (außerhalb einer sog. Heranziehung; siehe dazu hier 
unter Teil 2) löst in der Regel eine Vergütung seiner Arbeit nach dem Bürgerli-
chen Gesetzbuch (BGB) aus.  

Diesem Auftragsverhältnis liegt dabei ein Vertrag zugrunde, nach h. M. ein sog. 
Werkvertrag gem. § 631 BGB (Keldungs/Arbeiter, Leitfaden für Bausachverstän-
dige, 2. Auflage, VII. Die Sachverständigenvergütung, S. 132; Palandt/Sprau, 
Bürgerliches Gesetzbuch, 69. Auflage, Einf. v. § 631, Rdn. 24 m. w. N.; für Bau-
grundgutachten: BGH 72, 257; für Wertgutachten: BGH 378, 84; für Baumängel-
gutachten: BGH 02, 749; für Sanierungsgutachten zur Beseitigung von Baumän-
geln: BGH JR 88, 197; für KFZ-Schadensgutachten: BGH 06, 2472; Auftrag zur 
Erstellung eines Energieausweises nach der EnEV: Weglage (Hrsg.), Energie-
ausweis – Das große Kompendium, 3.Auflage, Rdn. 8.6.1.2 m. w. N.).  

Nur für den Fall, dass ein Sachverständiger ausnahmsweise eine bloße Bera-
tungsfunktion wahrnimmt, so zum Beispiel von einem Prozessbeteiligten aus-
schließlich zur Teilnahme an einer Gerichtsverhandlung beauftragt wird, kann 
auch ein sogenannter Dienstvertrag vorliegen (Staudt/Seibel (Hrsg.), Handbuch 
des Bausachverständigen, 2. Auflage, Rdn. 10.1.2; Bayerlein/Roeßner, Praxis-
handbuch Sachverständigenrecht, 4. Auflage, § 9 Rdn. 12). 

Hier wird für die Bearbeitung des Abschnitts über die außergerichtliche Vergü-
tung aber von dem Regelfall einer privatgutachterlichen Tätigkeit auf der 
Grundlage eines Werkvertrages nach § 631 ff. BGB ausgegangen.  

Das Werkvertragsrecht regelt jedoch nicht speziell die Vertragsgestaltung von 
Sachverständigen mit ihren Auftraggebern, sondern eine Vielzahl von verschie-
densten (werkvertraglichen) Tätigkeiten (zum Beispiel u. a. Bauvertrag, Archi-
tektenvertrag, Beförderungsvertrag, Friseurvertrag (Dauerwelle), Reparaturver-
trag, Bekleidungsschneidervertrag (Änderungsarbeiten oder Erstellung eines 
Maßanzugs/Modellkleids) etc.). Und daher sind auch die (einheitlichen) vergü-
tungsrechtlichen Regelungen des Werkvertragsrechts für all diese inhaltlich 
doch sehr verschiedenen Werkvertragsvertragsverhältnisse (siehe oben) stets auf 
den jeweilige konkrete vereinbarte Tätigkeit – hier also auf die Vereinbarung 
einer Gutachtenerstellung zwischen Sachverständigem und Auftraggeber – an-
zuwenden. Und dabei ergeben sich auch Unterschiede bei der Anwendungspra-
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xis der Vergütungsregelungen des Werkvertragsrechts für Gutachtenaufträge zu 
den anderen Werkvertragsverhältnissen.  

Auch zu beachten ist, dass das BGB die Begrifflichkeit des „Unternehmers“ und 
des „Bestellers“ als Bezeichnung der Vertragsparteien eines Werkvertrages be-
nutzt. Das bedeutet für die bei der Vergütung von Sachverständigenleistungen 
Beteiligten, dass der Sachverständige als Unternehmer und sein Auftraggeber 
als Besteller bezeichnet wird. 

Zum Zwecke der besseren Übersicht folge ich bei der Darstellung der außerge-
richtlichen Vergütung in Abschnitt 1 dieses Buches der Reihenfolge der Paragra-
fen des BGB (zunächst die speziellen vertragsrechtlichen Grundlagen, dann die 
allgemeinen rechtlichen Grundlagen), soweit sie (auch) die Vergütung des Sach-
verständigen betreffen. Die Teile von Regelungen im BGB, die die Vergütung 
von Sachverständigen nicht oder m. E. nicht relevant betreffen werden durch 
„…“ gekennzeichnet. 


